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Beschäftigung von Fachkräften für Schulsozialarbeit in Nordrhein-Westfalen 
 
RdErl. d. Ministeriums für Schule und Weiterbildung v. 23.01.2008 (ABl. NRW. S. 97,142) * 
 
 

1. Grundlagen 
 
Textauszug: 
 
Um die im Rahmen der schulbezogenen Jugendsozialarbeit der örtlichen Träger der 
Kinder- und Jugendhilfe bereits angebotenen Maßnahmen und die bereits beste-
henden Angebote der Kommunen im Bereich der Schulsozialarbeit im Bedarfsfall 
noch zu verstärken, können die Schulen in Nordrhein-Westfalen auch Fachkräf-
te für Schulsozialarbeit auf veranschlagten Lehrerplanstellen und Lehrerstellen 
befristet oder unbefristet beschäftigen. Dies ist unabhängig von den im Lan-
deshaushalt bei den einzelnen Schulkapiteln ausgebrachten Stellen für Schul-
sozialarbeit seit 2007 mit dem Haushaltsgesetz zugelassen. 
 
Die unbefristete Einstellung von Fachkräften für Schulsozialarbeit auf Stellen des 
Landes Nordrhein-Westfalen an Schulen einer Kommune oder eines Kommunalver-
bandes oder eines sonstigen Trägers (z.B. Körperschaft des öffentlichen Rechts, 
Stiftung) soll grundsätzlich in dem Umfang erfolgen, wie die jeweilige Kommune 
oder der jeweilige Kommunalverband oder der jeweilige sonstige Träger gleichzeitig 
sozialpädagogisches Personal für Schulsozialarbeit aus eigenen Mitteln zur Verfü-
gung stellt oder sozialpädagogisches Personal des örtlichen Trägers der öffentlichen 
Jugendhilfe oder eines Trägers der freien Jugendhilfe für die jeweilige Schule zur 
Verfügung steht. Ein bestehendes Angebot im Bereich der Schulsozialarbeit soll  
aufrecht erhalten und mit dem zusätzlichen Angebot vernetzt werden. 
 
Bei Kommunen oder Kommunalverbänden mit Haushaltssicherungskonzept (in-
sbesondere wenn sie wegen eines ungenehmigten Haushaltssicherungskonzepts in 
der vorläufigen Haushaltsführung verbleiben) soll jedes kommunale Engagement 
bezüglich der Schulsozialarbeit berücksichtigt und bei Lastenverteilung 
zwischen Kommune oder Kommunalverband und dem Land angerechnet wer-
den. 
 
Die Schulleiterin oder der Schulleiter entscheidet nach Beratung in der Lehrerkonfe-
renz und in der Schulkonferenz gemäß § 65 Abs. 1 SchulG, ob bei der Bezirksregie-
rung ein Antrag auf Öffnung einer Lehrerstelle für die Beschäftigung einer Fachkraft 
für Schulsozialarbeit gestellt werden soll. 
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